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Im Februar 2022 rief der deutsche Bundeskanzler
Olaf Scholz eine «Zeitenwende» aus und kündigte
eine massive Erhöhung derVerteidigungsausgaben
an. Nachdem die anfängliche Euphorie über die
Entschiedenheit seiner Rede verflogen war, stellte
sich schnell die Frage, wie die versprochenen Mil-
liarden für die deutsche Sicherheit am besten aus-
gegeben werden sollten.

Andere Mitgliedstaaten der EU, die zum Teil
ihre eigenen Zeitenwenden erleben, stehen vor
ähnlichen Problemen:Wie die jüngsten Zahlen des
Internationalen Stockholmer Friedensforschungs-
instituts (Sipri) zeigen, stiegen die Militärausga-
ben der west- und zentraleuropäischen Staaten im
Jahr 2022 auf insgesamt 345 Milliarden Dollar und
damit auf ein Niveau, das in realer Geldwertent-
wicklung über jenem zum Ende des Kalten Krie-
ges lag. Die Zuwächse der Verteidigungshaushalte
sind mitunter enorm und liegen im Falle von Polen
oder Schweden bei mehr als 10, im Falle Finnlands
und Litauens bei um die 30 Prozent.

Abhängigkeit von den USA

Die 180-Grad-Wende bei den Verteidigungsaus-
gaben nachAusbruch des Angriffskriegs gegen die
Ukraine verändert in fundamentalerWeise die Be-
dingungen, unter denen die europäische Rüstungs-
wirtschaft operiert. Seit dem Beginn der russischen
Invasion haben EU-Staaten Rüstungsaufträge im
Wert von fast 100 Milliarden Euro abgeschlossen.

Mehr Geld allein macht jedoch noch keine euro-
päische Sicherheitspolitik. Denn sowohl die Mit-
gliedstaaten als auch die Union selbst stehen vor
der Entscheidung, ob von dem neuen Geldsegen
schnell verfügbare Rüstungsgüter aus den USA
gekauft werden sollen oder man nach Jahrzehnten
des Produktionsrückgangs eigene neue Kapazitä-
ten und Kooperationen in Europa schaffen will.

EineAntwort kann weder allein auf technischer
Ebene noch unter Verweis auf die Kosten und den
geopolitischen Zeitdruck gegeben werden. Denn

mit ihr sind weitreichende strategische Weichen-
stellungen verbunden, die Europas zukünftige mili-
tärische Abhängigkeit von den USA, die konkrete
Ausgestaltung der anvisierten «strategischenAuto-
nomie» sowie das notwendige Ausmass rüstungs-
wirtschaftlicher Kooperation zwischen den EU-
Mitgliedstaaten betreffen.

Prinzipiell haben europäische Staaten drei Mög-
lichkeiten, militärische Güter zu erwerben: Zum
einen können sie das benötigte Gerät auf demWelt-
markt erstehen.Oft bedeutet das, Bestellungen auf
dem mit Abstand grössten Rüstungsmarkt in den
USA zu tätigen.Laut Sipri sind die USAmit 40 Pro-
zent Marktanteil der weltweit mit Abstand grösste
Exporteur.Von den erwähnten 100Milliarden Euro
europäischer Rüstungsaufträge seit Februar 2022
gehen 78 Prozent ins Nicht-EU-Ausland,wovon die
USA wiederum 80 Prozent ausmachen.

Zum anderen könnten sich europäische Staaten
entscheiden, Rüstungsgüter aus kooperativer Ent-
wicklung und Produktion zu beziehen. Rüstungs-
kooperationen versprechen eine Reihe vonVortei-
len: Kosten können geteilt werden, die Streitkräfte
verfügen über das gleiche Material, was wiederum
die Interoperabilität steigert.Zudem können durch
grössere Stückzahlen in der Produktion skalenöko-
nomische Effekte erzielt, also die Stückkosten ge-
senkt werden.

Den Kosteneffekt, den die USA aufgrund ihrer
hohenVerteidigungsausgaben erzielen, könnten die
Europäer somit durch gemeinsame Anstrengun-
gen herstellen. Allerdings zeigen die andauernden
Querelen in den deutsch-französischen Vorzeige-
projekten zur gemeinsamen Entwicklung eines
europäischen Kampfflugzeugs (FCAS) und eines
Leopard-2-Nachfolgers (MGCS), dass diese Vor-
teile bis anhin vor allem theoretischer Natur sind.
In vielen Hauptstädten scheinen die Nachteile ent-
sprechender Kooperationen, die eine teilweiseAuf-
gabe nationaler Autonomie zugunsten gemeinsa-
mer Handlungsfähigkeit bedeuten, als gewichtiger
eingeschätzt zu werden.

Schliesslich können Staaten ihre Rüstungs-
güter national entwickeln und produzieren las-
sen, um den mit der Kooperation verbundenen
Schwierigkeiten zu entgehen. Das ist jedoch mit
erheblichen Kosten verbunden.Nur wenige euro-
päische Staaten besitzen überhaupt die notwen-
digen industriellen Kapazitäten. Als Alternative
zur Eigenentwicklung bietet sich die Lizenzpro-
duktion von im Ausland entwickelten Rüstungs-
gütern an.DiesenWeg verfolgt vor allem Polen in
der Panzerproduktion.

Strategische Autonomie

An der Kooperationsbereitschaft imVerteidigungs-
bereich wird sich letztlich zeigen, wie ernst es den
Staats- und Regierungschefs jenseits von Sonn-
tagsreden tatsächlich mit einer grösseren strategi-
schen Autonomie der EU ist. Es besteht die Ge-
fahr, dass der europäische Rüstungssektor trotz
hohen Verteidigungsetats und der neuen Bedro-
hungslage durch Russlands Militarismus nicht zum
Objekt vertiefter Integration, sondern zum Spalt-
pilz wird, der die gemeinsame Verteidigungsfähig-
keit der Union unterminiert.

Nicht zu unterschätzen ist auch das Dilemma,
vor dem in diesem Zusammenhang die USA ste-
hen:Auf der einen Seite fordern sie mehr europäi-
sches verteidigungspolitisches Engagement, was
aber nicht zulasten der US-geführten Nato gehen
darf. Auch die amerikanische Rüstungsindustrie
sieht in diesem Fall die Gefahr, dass sich bisherige
Käufer in neue Konkurrenten auf der anderen Seite
des Atlantiks verwandeln könnten.

Mehr europäische Kooperation im Verteidi-
gungsbereich ist somit auf gleichzeitige diploma-
tische Abstimmung mit der Nato und den USA
angewiesen.Das spiegelt die Doppelrolle Europas
als transatlantischerVerbündeter auf der einen so-
wie rüstungsindustrieller Konkurrent auf der ande-
ren Seite wider.

Ein konsolidierterer Rüstungssektor in Europa
würde nicht nur die Industriestruktur stärken, son-
dern den aussenpolitischen Spielraum der EU
im Sinne strategischer Autonomie erhöhen. Eine
durch Addition nationaler Marktanteile erhöhte
Marktmacht würde es den Europäern erlauben,
wie ein Rüstungskartell zu agieren.

Nicht zuletzt ergibt sich für die europäische
Rüstungsindustrie aus einer effektiven europäi-
schen Konsolidierung die Chance, ihr Image nach-
haltig zu verbessern. Wenn umstrittene Rüstungs-
exporte in menschenrechtlich zweifelhafte Län-
der wie Saudiarabien weniger die Schlagzeilen be-
stimmten, würde das vermutlich zu einer breiteren
gesellschaftlichenAkzeptanz beitragen.
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Es gilt zu entscheiden,
ob schnell verfügbare
Rüstungsgüter aus den USA
gekauft werden sollen oder
man nach Jahrzehnten des
Produktionsrückgangs eigene
Kapazitäten schaffen will.

Europa muss sich bei der
Rüstung zusammentun
Die Verteidigungsbudgets der Länder sind jüngst
stark angestiegen. Aber mehr Geld allein macht Europa
nicht sicherer. Gastkommentar von Lucas Hellemeier
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